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Solidarität aus Seattle
US-Gewerkschafter protestieren vor Amazon-Zentrale für Tarifverträge in Deutschland.  
Ver.di weitet Streik beim Online-Versandhändler im Weihnachtsgeschäft aus. Von Daniel Behruzi

Mitten im Weihnachtsgeschäft 
forciert ver.di die Auseinan-
dersetzung um einen Tarif-

vertrag beim Internetversandhändler 
Amazon. Erstmals legten am Montag 
nicht nur Beschäftigte der Verteilzen-
tren in Leipzig und im hessischen Bad 
Hersfeld die Arbeit nieder, sondern 
auch in Graben bei Augsburg. Zudem 
sollte es am Konzernsitz in Seattle um 
10 Uhr Ortszeit zu einer Protestaktion 
kommen (nach Redaktionsschluß).

In Bad Hersfeld und Leipzig, wo 
ver.di seit April immer wieder zu Ar-
beitsniederlegungen mobilisiert, betei-
ligten sich nach Gewerkschaftsanga-
ben jeweils etwa 500 Beschäftigte an 
den Aktionen. Im bayerischen Graben 
waren es in der Frühschicht zunächst 
rund 350, im Verlauf des Tages sollten 
es noch einige hundert mehr werden. 
»Wir streiken bis einschließlich Sams-
tag«, kündigte ein Gewerkschaftsspre-
cher in Leipzig an. Auch in Bad Hers-
feld soll der Ausstand in den kommen-
den Tagen fortgesetzt werden. Zudem 
ist für den heutigen Dienstag eine Pro-
testaktion im nordrhein-westfälischen 
Werne geplant. Insgesamt arbeiten für 
Amazon in Deutschland rund 9 000 
Festangestellte in acht Verteilzentren, 
sowie bis zu 14 000 saisonale Aushil-
fen.

»Das System Amazon ist geprägt 
von niedrigen Löhnen, permanentem 
Leistungsdruck und befristeten Ar-
beitsverhältnissen«, kritisierte Stefa-
nie Nutzenberger vom ver.di-Bundes-
vorstand in einer Mitteilung. »Umso 
wichtiger ist es, daß die Beschäftigten 
sich gegen diese Methoden zur Wehr 
setzen.« Hessens ver.di-Verhandlungs-
führer Bernhard Schiederig sagte, ob-
wohl sich der Konzern auf Arbeitsnie-
derlegungen vorbereitet habe, werde 

sich der Ausstand bei einer hohen Be-
teiligung auswirken.

Ver.di-Chef Frank Bsirske nannte 
die Solidaritätsaktion der US-Gewerk-
schaften »ein starkes Zeichen dafür, 
daß die Zusammenarbeit von Beschäf-
tigten nicht an nationalen Grenzen 
oder Kontinenten haltmacht«. Nutzen-
berger betonte: »Die Solidarität unter 
deutschen und amerikanischen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern ist 
ein ermutigendes Signal und die einzig 
richtige Antwort an das global aufge-
stellte US-Unternehmen Amazon.« Pat 
O’Neill, stellvertretender Vorsitzender 
der US-Nahrungsmittelgewerkschaft 
UFCW und Präsident des internatio-

nalen Gewerkschaftsverbands UNI 
Global Union, erklärte in einer Mittei-
lung, gegenüber international tätigen 
Konzernen müßten auch die Arbeiter 
global gemeinsam agieren. Richard 
Trumka, Präsident des Gewerkschafts-
dachverbands AFL-CIO, forderte: »Es 
ist an der Zeit, daß Amazon seinen 
Verpflichtungen gegenüber seinen 
Beschäftigten nachkommt, nicht nur 
gegenüber den Anteilseignern und 
Managern.«

Unterstützung kommt auch von der 
Arbeiterbewegung am Konzernsitz in 
Seattle. David Freiboth, Vorsitzender 
des örtlichen Gewerkschaftsdachver-
bands, warnte, der Unterbietungswett-

lauf der US-Konzerne dürfe nicht auf 
Europa übergreifen. Kshama Sawant, 
die kürzlich zur ersten sozialistischen 
Stadträtin in der Geschichte Seattles 
gewählt wurde (siehe jW vom 28. No-
vember), erklärte gegenüber junge 
Welt: »Konzerne wie Amazon müssen 
dazu gezwungen werden, ihren Be-
schäftigten weltweit einen auskömmli-
chen Lohn zu zahlen und Tarifverträge 
und Gewerkschaften zu akzeptieren.« 
Der Streik in Deutschland sei eine Er-
mutigung für die Kampagne der Ge-
werkschaften und Linken in Seattle, 
den gesetzlichen Mindestlohn auf 15 
Euro pro Stunde zu erhöhen.
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»Große Aufgaben« für »kleine Leute«
Koalitionsvertrag unterschrieben. Die neuen Bundesminister werden am heutigen Dienstag vereidigt

Nach der Auszählung des Mit-
gliedervotums der Sozial-
demokraten ging alles ganz 

schnell. Fast ein Vierteljahr nach der 
Bundestagswahl ist die neue Regie-
rung nun arbeitsfähig. Die Parteichefs 
Sigmar Gabriel (SPD), Angela Merkel 
(CDU) und Horst Seehofer (CSU) ha-
ben am Montag in Berlin ihren Koaliti-
onsvertrag unterzeichnet. »Eine große 
Koalition ist eine Koalition für große 
Aufgaben«, sagte Merkel bei der Zere-
monie im Paul-Löbe-Haus. SPD-Chef 
Sigmar Gabriel meinte, der Koalitions-

vertrag sei auch für die »kleinen Leu-
te« gemacht. 

Merkel und ihre Minister werden 
am Dienstag vereidigt, anschließend 
kommt das Kabinett zu seiner konstitu-
ierenden Sitzung zusammen. Am Mitt-
woch wird Merkel im Bundestag eine 
Regierungserklärung zum EU-Gipfel 
Ende der Woche abgeben.  

Jurastudium, Doktortitel, evange-
lisch, männlich, in den Fünfzigern, 
zwei Kinder – so etwa sieht der Durch-
schnittsminister aus. Bei der Frauen-
quote hat sich nichts geändert: Weiter-

hin sind fünf Ministerinnen vertreten, 
plus Kanzlerin. Die Neubesetzung 
Ursula von der Leyens (CDU) als Ver-
teidigungsministerin sorgte für die 
größte Überraschung. Vizekanzler und 
»Superminister« für Wirtschaft und 
Energie wird Sigmar Gabriel. Das Aus-
wärtige Amt übernimmt wieder ein-
mal Frank-Walter Steinmeier (SPD). 
Thomas de Maizière (CDU) wird dem 
Innenministerium vorstehen, sein Vor-
gänger Hans-Peter Friedrich (CSU) 
wurde ins Landwirtschaftsministerium 
degradiert. Finanzminister bleibt Wolf-

gang Schäuble (CDU), Andrea Nahles 
(SPD) wird Ministerin für Arbeit und 
Soziales. Weitere Ministerposten ha-
ben inne: Heiko Maas (SPD, Justiz 
und Verbraucher), Manuela Schwe-
sig (SPD, Familie), Hermann Gröhe 
(CDU, Gesundheit), Alexander Dob-
rindt (CSU, Verkehr und Digitales), 
Barbara Hendricks (SPD, Umwelt und 
Bau), Johanna Wanka (CDU, Bildung 
und Forschung), Gerd Müller (CSU, 
Entwicklung) und Peter Altmaier 
(CDU, Kanzleramtsminister). � (dpa/jW)       
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Rußland bestätigt  
Raketenstationierung
Moskau. Rußland hat eine Aufstel-
lung atomwaffenfähiger Kurzstrec-
kenraketen vom Typ Iskander nahe 
der Grenze zur NATO bestätigt. 
Nach Meldungen russischer Agen-
turen räumte das Verteidigungs
ministerium damit eine Stationie-
rung in der Ostsee-Exklave Kali-
ningrad um das frühere Königsberg 
indirekt ein. Die Positionen der 
Raketen im westlichen Wehrbezirk 
verstießen nicht gegen internatio-
nale Vereinbarungen, betonte ein 
Ministeriumssprecher am Montag. 
Die Zeitung Iswestija schrieb, 
die Iskander seien bereits vor gut 
einem halben Jahr in Kaliningrad 
aufgestellt worden. Das hatte am 
Wochenende auch die Bild-Zeitung 
berichtet. Rußland hatte als Re-
aktion auf NATO-Pläne für einen 
Raketenschild in Europa mehrfach 
mit der Verlegung gedroht. � (dpa/jW)  

Soldat an Grenze  
Israel–Libanon getötet

Tel Aviv. Der erste tödliche Angriff 
auf einen israelischen Soldaten 
seit drei Jahren hat die Spannun-
gen an der Grenze zum Libanon 
deutlich verschärft. Israel erwarte 
Erklärungen, sagte der israelische 
Verteidigungsminister Mosche 
Jaalon am Montag. Am Sonntag 
abend war ein israelischer Soldat 
im Grenzgebiet erschossen wor-
den. Der 31jährige Offizier wurde 
von mehreren Kugeln getroffen, 
als er in einem Fahrzeug an der 
Grenze unterwegs war. Israelische 
Medien berichteten, es sei noch 
unklar, warum der Soldat abends 
allein in einem Fahrzeug an der 
Grenze unterwegs war. Die staat-
liche libanesische Nachrichten-
agentur meldete, ein libanesischer 
Soldat habe das Feuer auf ein 
israelisches Fahrzeug eröffnet, als 
dessen Insassen nahe Naqura in 
den Libanon eindringen wollten. 
Nach Angaben des Staatssenders 
Tele Liban wurde die libanesische 
Armee in Alarmbereitschaft ver-
setzt.� (dpa/jW) 
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Streikende Amazon-Beschäftigte am Montag in Leipzig

Wiktor als »Verlierer«?
Der ukrainische Präsident Wiktor 

Janukowitsch wird heute in Moskau 

erwartet. Der Besuch könnte ein 

Wende- oder sogar Endpunkt für ihn 

werden. Von Reinhard Lauterbach
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